PAGE  
2





OHG-Richtsätze 2002 für sofortige und längerfristige Hilfe

Ab dem 1. Januar 2002 werden die seit dem 1. September 2000 geltenden kanto​nalen Richtsätze durch die folgenden ersetzt :

A)
Sofortige Hilfe :


Die Beratungsstellen selber können während einer Versuchsphase von einem Jahr die folgenden Leistungen gewähren :

Þ
bis zu vierzehn Tagen Notunterkunft in den Betreuungszentren ; muss die Unterbringung ausserhalb dieser Betreuungseinrichtungen erfolgen, so ist ein begründetes Gesuch an den kantonalen Sozialdienst zu richten ;

Þ
eine Rechtsberatung (Höchstdauer : zwei Stunden ; Tarif : Fr. 150.- je Stunde) ;

Þ
bis zu fünf Psychotherapie-Sitzungen (Tarif : höchstens Fr. 120.- je Stunde, je nachdem ob es sich um delegierte Psychotherapie handelt oder nicht) ;


die Therapeutenrechnungen werden nach Abzug der allfälligen Beteiligung der Krankenkasse bezahlt ; die oben genannten Tarife verstehen sich ohne Mehrwert​steuer ;

Þ
bis zu Fr. 275.- als Notüberbrückung, namentlich um den Transport von Perso​nen an einen sicheren Ort sicherzustellen, oder für Dolmetscher-/Über​setzungskosten. Die letztgenannten Kosten werden zu einem Stundentarif von höchstens Fr. 55.- übernommen.


Vorgehen bei der Gewährung sofortiger Hilfe :


Die Beratungsstellen empfangen die Opfer, anerkennen sie als Opfer im Sinne des OHG und gewähren die oben genannten Leistungen je nach dem Bedarf.


Die Beratungsstellen benachrichtigen den kantonalen Sozialdienst über die Über​nahme eines OHG-Falls, in welchem Leistungen Dritter nötig sind (Rechtsanwalt, Psychologe, Dolmetscher usw.), mit Angabe der Personalien des Opfers (Name, Alter, Adresse, Zivilstand und Nationalität), der Art der erlittenen Straftat und der gewährten Leistung(en).


Für die Gewährung oder Verweigerung von Leistungen müssen die folgenden Kri​terien von den Beratungsstellen berücksichtigt werden :


- die persönliche Situation des Opfers,


- die Schwere des vom Opfer erlittenen Schadens,


- die Notsituation, in der das Opfer sich befindet,


- die Subsidiarität der Leistungen nach OHG.


Die Rechnungen im Zusammenhang mit Leistungen der Soforthilfe werden mit ei​nem Sichtvermerk der Beratungsstelle dem kantonalen Sozialdienst zur Zahlung zugestellt.

B)
Längerfristige Hilfe :


Vor dem Ende der sofortigen Hilfe ist ein begründetes Gesuch an den kantonalen Sozialdienst zu richten, zusammen mit den verfügbaren Belegen, wie zum Bei​spiel dem Entscheid der Krankenkasse, die Kosten der Psychotherapie zu über​nehmen oder nicht, sowie dem Ablehnungsentscheid auf dem Gebiet der unent​geltlichen Rechtspflege für die Anwaltskosten.


Der kantonale Sozialdienst fällt innert kurzer Frist einen summarischen Ent​scheid, wobei er der persönlichen Situation des Opfers Rechnung trägt.


Bei den Beherbergungskosten wird die finanzielle Situation des Opfers berück​sichtigt ; dieses muss der Beratungsstelle alle sachdienlichen Angaben erteilen (Einkommen, finanzielle Lasten, Unterhaltsbeitrag des Ehegatten).

C)
Informations-/Fortbildungsanlässe für die Beratungsstellen :


Das Personal der Beratungsstellen muss periodisch (durchschnittlich einmal pro Halbjahr) an Sitzungen teilnehmen, die vom kantonalen Sozialdienst organisiert werden und der Information/Fortbildung gelten. Mit diesen Sitzungen soll eine einheitliche Anwendung des OHG gewährleistet werden, die den jüngsten Ent​wicklungen der Rechtsprechung und den Erfahrungen in anderen Kantonen Rechnung trägt.


Ruth Lüthi


Staatsrätin
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